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 __________________________________________________________________________________________

An das Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft
Montag, 19. Februar 2001

Ratsbeschluss vom 16.02.2001 zum BSE-MassnahmenGesetz

__________________________________________________________________________________________

Sehr geehrte Frau Künast, sehr geehrte Damen und Herren,

bitte erklären Sie uns umgehend folgendes:

19/2001  16. Februar 2001 Bundesrat stimmt BSE-Massnahmegesetz zu. Gleichzeitig Entschließung gefaßt: Verbraucherschutzministerium soll von neuen Verordnungsermaechtigungen schnell Gebrauch machen.

Der Bundesrat hat heute dem BSE-Massnahmegesetz zugestimmt, das die Fraktionen von SPD und BUENDNIS 90/DIE GRUENEN letzte Woche auf den Weg gebracht hatten und gestern vom Deutschen Bundestag verabschiedet worden war. Vorgesehen sind in erster Linie Ergaenzungen des Verfuetterungsverbotsgesetzes vom 1. Dezember 2000. Eine der wichtigsten Neuerungen ist die Schaffung von Straftatbestaende.

URL: http://www.bundesrat.de/pr/pr19_01.html

20/2001  16. Februar 2001 Bundesrat richtet umfangreichen Forderungskatalog zur Bekaempfung der BSE-Krise an Bundesregierung.

Der Bundesrat hat sich heute mit einer ueber 60 Punkte umfassenden Entschliessung zur BSE-Krise an die Bundesregierung gewandt und darin vor allem einen nationalen Aktionsplan zur Bekaempfung der BSE-Problematik gefordert. Schnellstmoeglich muesse ein BSE-Bekaempfungsgesetz geschaffen werden, welches unter anderem die Toetung des Gesamtbestandes bei positivem BSE-Befund sowie das Verfahren in betroffenen Schlachtbetrieben bundeseinheitlich regele....

URL: http://www.bundesrat.de/pr/pr20_01.html

1. Ist das so zu verstehen, dass also zunächst überhaupt dieses Ermächtigungsgesetz notwendig war, um bereits durchgeführte Massnahmen seitens der Bundesregierung zu legalisieren?

2. Verstehen wir diese Meldungen dahingehend richtig, dass die Bundesregierung jetzt zunächst den Bundesratsbeschluss in nationales Recht umzusetzen hat?

Ihrer Rückantwort entgegensehend verbleiben wir

mit freundlichem Gruß

Gudrun Seidl, cenjur®, ce-juristisch-politisches Info-Magazin von

SEIDL®, Vertragspartner der EU-Kommission
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